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295 Verordnung 
betreffend Zugang zur Apotheker⸗Laufbahn. 
Vom 4. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes beitimmt: 


§ 1 

_ (1) Die Zulaſſung zur Apothekerlaufbahn bleibt mit Rückſicht auf die Überfüllung dieſes Berufes 
und wegen der erforderlichen Sorgfalt des Ausbildungsganges weiterhin in folgender Hinſicht be⸗ 
ſchränkt: 

(2) Die Zulaſſung zur Apotheker⸗Laufbahn iſt von der Genehmigung des Senats, Abteilung für 
Geſundheitsweſen und Bevpölkerungspolitik (G) abhängig. 

(3) Die Genehmigung erfolgt mit Zuſtimmung der Apothekerkammer und ſoll bis auf weiteres 
jährlich in nicht mehr als 4 Fällen erteilt werden. 


8 2 
Die Geſuche um Zulaſſung ſind mit den erforderlichen Unterlagen bei der Apothekerkammer ein⸗ 
zureichen, die ſie mit ihrer Stellungnahme dem Senat, Abt. für Geſundheitsweſen und Bevölkerungs⸗ 
politik, zuleitet. 
8 3 
Die zugelaſſenen Praktikanten werden durch die Apothekerkammer den für die Ausbildung geeig⸗ 
neten Apotheken (Lehrapatheken) zugewieſen. Ein Wechſel der Lehrapotheken iſt während der Aus⸗ 
bildung nur mit Genehmigung der Apothekerkamer zuläſſig. 


8 4 
Die Verordnung betreffend Sperre des Zuganges zur Apothekerlaufbahn vom 14. 7. 1933 
(G. Bl. S. 328) wird aufgehoben. 


§ 5 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 12. 1934.) 
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296 Fünfte Verordnung 
zur Abänderung der Dritten Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 22. September 1933. 
Vom 26. November 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 61 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 

vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die dritte Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 22. September 1933 (G. Bl. 
S. 441) in der Faſſung der Verordnung vom 28. Oktober 1933, 21. Dezember 1933 (G. Bl. S. 512 
und 627), 9. März 1934 und 24. April 1934 (G. Bl. S. 165 und 279) wird dahin abgeändert: 
§ 21 Abſatz 2, Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Soweit bei Ausgleichshypotheken gemäß § 11 des Ausgleichsgeſetzes vom 28. September 
1926 (G. Bl. S. 285) ausländiſches Recht Anwendung findet, behält es dabei ſein Bewenden; 
jedoch kann die Rückzahlung einer Forderung (Hypothek) nicht zu einem früheren Zeitpunkt als 
dem 1. Oktober 1936 verlangt werden.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 26. November 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


297 Zehnte Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe 
vom 22. September 1933. 
Vom 26. November 1934. 


Auf Grund des § 1 Stelle 61 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 

Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 
1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) und 
der Abänderungen vom 18. und 19. September und vom 23. Oktober 1934 (G. Bl. S. 703, 707 und 
731) wird wie folgt geändert: N 

In § 45 Abſ. 2 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 

„Soweit bei Ausgleichshypotheken gemäß § 11 des Ausgleichsgeſetzes vom 28. September 

1926 (G. Bl. S. 285) ausländiſches Recht Anwendung findet, behält es dabei ſein Bewenden; 

jedoch kann die Rückzahlung einer Forderung (Hypothek) nicht zu einem früheren Zeitpunkt als 

dem 1. Oktober 1936 verlangt werden.“ 
Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 26. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


298 Verordnung 
N betreffend die Vor führung von Filmen. 
Vom 4. Dezember 1934. b 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9, 34, 89 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 278) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Prüfung der Bildſtreifen 
8 1 = : 
(1) Bildſtreifen (Filme) dürfen öffentlich nur vorgeführt oder zum Zwecke der öffentlichen Vor⸗ 
führung in den Verkehr gebracht werden, wenn ſie von der amtlichen Prüfungsſtelle zugelaſſen ſind. 
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(2) Der öffentlichen Vorführung von Bildſtreifen werden Vorführungen in Klubs, Vereinen und 
anderen geſchloſſenen Geſellſchaften gleichgeſtellt. 

(3) Keiner Zulaſſung bedarf die Vorführung von Bildſtreifen zu ausſchließlich wiſſenſchaftlichen 
oder künſtleriſchen Zwecken in öffentlichen oder als öffentlich anerkannten Bildungs⸗ und Forſchungs⸗ 
anſtalten. 


8 2 

(1) Die Zulaſſung eines Bildſtreifens erfolgt auf Antrag. 

(2) Die Zulaſſung iſt zu verſagen, wenn die Prüfung ergibt, daß die Vorführung des Bildſtreifens 
geeignet iſt, lebenswichtige Intereſſen des Staates oder die öffentliche Ordnung oder Sicherheit zu 
gefährden, das religiöſe, ſittliche oder künſtleriſche Empfinden zu verletzen, verrohend und entſittlichend 
zu wirken, das Anſehen des Staates oder ſeine Beziehungen zu auswärtigen Staaten zu gefährden. 

(3) Wegen einer politiſchen, religiöſen oder Weltanſchauungstendenz an fic) darf die Zulaſſung 
nicht verſagt werden. 

§ 3 

Filme, bei denen die Gründe der Verſagung der Zulaſſung nur hinſichtlich eines Teiles der dar⸗ 
geſtellten Vorgänge zutreffen, ſind zuzulaſſen, wenn die beanſtandeten Teile aus den zur Vorführung 
gelangenden Poſitiven ausgeſchnitten und der Prüfungsſtelle übergeben werden, auch der Prüfſtelle 
Sicherheit dafür gegeben iſt, daß die beanſtandeten Teile nicht verbreitet werden. Die Zulaſſung kann 
jedoch verſagt werden, wenn die beanſtandeten Teile bei weitem den Hauptinhalt des Films ausmachen. 


8 4 

(1) Bildſtreifen, gegen deren unbeſchränkte Vorführung Verſagungsgründe aus § 2 verliegen, 
können zur Vorführung vor beſtimmten Perſonenkreiſen oder unter beſchränkenden Vorführungsbedin⸗ 
gungen zugelaſſen werden. Die Nichtöffentlichkeit der Veranſtaltung muß jedoch in jedem Falle gewähr⸗ 
leiſtet ſein. 

(2) Abſatz 1 findet keine Anwendung auf Filme, denen die Zulaſſung wegen Gefährdung lebens⸗ 
wichtiger Intereſſen des Staates oder der öffentlichen Sicherheit oder wegen Verletzung des religiöſen 
Empfindens verſagt worden iſt. 

§ 5 

(1) Bildſtreifen, zu deren Vorführung auch Jugendliche (Perſonen unter 16 Jahren) und Kinder 
(Perſonen unter 12 Jahren) Zutritt haben ſollen, ſind beſonders zu prüfen. 

(2) Die Zulaſſung der Vorführung von Kindern und Jugendlichen ijt außer aus den im § 2 ge 
nannten Gründen auch dann zu verſagen, wenn von den Bildſtreifen eine ſchädliche Einwirkung auf 
die ſittliche, geiſtige oder geſundheitliche Entwicklung oder auf die ſtaatsbürgerliche Erziehung der 
Jugendlichen oder eine Überreizung ihrer Phantaſie zu beſorgen ijt. In beſonderen Fällen kann die 
Prüfſtelle die Zulaſſung eines Films zur Vorführung vor Jugendlichen im Alter von vierzehn bis 
ſechzehn Jahre beſchränken. 

(3) Zu der letzten Tagesvorſtellung darf Kindern der Zutritt nicht geſtattet werden. 


§ 6 

(1) Die Zulaſſung eines Bildſtreifens kann auf Antrag der Landespolizeibehörde widerrufen 
werden, wenn die Vorausſetzungen für eine Verſagung nach SS 2 und 5 erſt nach der Zulaſſung hervor⸗ 
getreten ſind. 

(2) Der Widerruf erfolgt nach erneuter Prüfung durch die Prüfungsſtelle. In dem Widerrufs⸗ 
verfahren iſt einem Vertreter der Landespolizeibehörde Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

(3) Wird der Bildſtreifen, deſſen Zulaſſung widerrufen werden ſoll, nicht binnen der von der 
Prüfungsſtelle geſetzten Friſt dieſer vorgelegt, ſo kann die Zulaſſung ohne erneute Prüfung widerrufen 
werden. 

§ 7 

(1) Die Prüfung umfaßt die Bildſtreifen, den Titel ſowie den verbindenden und den begleitenden 
Text in Wort und Schrift. Bei Filmopern und Filmoperetten ſind die Darbietungen in Geſang und 
Sprache als verbindender Text anzuſehen. Die Prüfung des Titels erfolgt auch nach den Grundſätzen 
des § 5 Abſ. 2. Bei der Ankündigung des Films und der ſonſtigen Reklame darf nur der zugelaſſene 
Titel des Films verwendet werden. Auf frühere Verbote des Films darf bei der Reklame nicht Bezug 
genommen werden. 
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(2) Die zur Vorführung von Bildftreifen gehörige Reklame an, in und vor den Geſchäftsräumen 
und an ſonſtigen der Offentlichkeit zugänglichen Stellen und die Reklame durch Verteilung von Druck⸗ 
ſchriften (Handzettel uſw.) bedarf ſoweit ſie nicht bereits von der Prüfungsſtelle des Verleihlandes ge⸗ 
nehmigt worden iſt, der Genehmigung der hieſigen Pflichtprüfſtelle bezw. der Ortspolizeibehörde. 

(3) Die Genehmigung darf nur unter den Vorausſetzungen der SS 2 und 5 verſagt werden. 


Prüfungsſtelle 
8 8 
Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird bei dem Polizeipräſidium in Danzig eine Prüfungs⸗ 
ſtelle alec 
§ 9 
(1) Die Prüfungsitelle beſteht aus dem Polizeipräſidenten als Vorſitzenden und 4 Beiſitzer. Für 
den Polizeipräſidenten und für jeden Beiſitzer iſt ein Stellvertreter zu beſtellen. 
(2) Die Beiſitzer und der Stellvertreter des Vorſitzenden dürfen am Lichtſpielgewerbe nicht be⸗ 
ruflich oder geſchäftlich beteiligt ſein. 
(3) Der Stellvertreter des Vorſitzenden, die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden von dem 
Senator für Volksaufklärung und Propaganda auf die Dauer von 3 Jahren ernannt. 


§ 10 
Der Stellvertreter des Vorſitzenden, die Beiſitzer und die Stellvertreter der Beiliger find von dem 
Vorſitzenden durch Handſchlag darauf zu verpflichten, daß ſie während der Dauer ihrer Tätigkeit bei 
der Prüfungsſtelle ihr Urteil nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen ohne Anſehen der Perſonen abgeben 
werden. 
Prüfungs verfahren 
§ 11 
Die Prüfungsſtelle ijt in jedem Falle beſchlußfähig. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 
8 12 
(1) Bildſtreifen, die bereits von einer mit der Prüfung von Bildſtreifen betrauten Behörde des 
Auslandes zugelaſſen find, können durch den Polizeipräſidenten oder im Falle feiner Behinderung durch, 
den Stellvertreter zugelaſſen werden, wenn Bedenken nicht beſtehen. 
(2) Bildſtreifen, die Tagesereigniſſe oder lediglich Landſchaften darſtellen, können ebenfalls durch 
den Polizeipräſidenten oder im Falle ſeiner Behinderung durch ſeinen Stellvertreter zugelaſſen werden, 
wenn Verſagungsgründe nach SS 2 und 5 nicht vorliegen. 


8 13 
Der zugelaſſene Bildſtreifen wird mit dem Stempel der Prüfungsſtelle verſehen. Der Wortlaut 
des verbindenden Textes, ſoweit er nicht aus dem Bildſtreifen hervorgeht, wird bei der Zulaſſung in 
2 Stücken mit dem Stempel der Prüfungsſtelle verſehen. Ein Stück hat der Lichtſpielunternehmer 
bei der Aufführung der Ortspolizeibehörde auf Verlangen zur Verfügung zu ſtellen. 


§ 14 


Bei Ablehnung eines Bildſtreifens ijt dem Antragſteller ein ſchriftlicher Beſcheid zuzuſtellen, der 
auf Antrag mit Gründen zu verſehen iſt. 


Prüfungsgebühren 
8 15 

(1) Für Bildſtreifen, die erſtmalig im Gebiete der Freien Stadt Danzig ohne Vorführung zu⸗ 
gelaſſen werden, wird eine Prüfungsgebühr von G 3, — erhoben. 

(2) Bildſtreifen bis 500 m Länge ſind gebührenfrei. Gebührenfrei ſind ferner ſämtliche Bild⸗ 
ſtreifen, die auf beſonderen Antrag durch den Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter oder die Prü⸗ 
fungsſtelle als ſtaatspolitiſch wertvoll oder als Lehrfilm anerkannt ſind. 

(3) Für Bildſtreifen, die erſtmalig im Gebiete der Freien Stadt Danzig nach Vorführung vor 
der Prüfungsſtelle zugelaſſen werden, wird eine Gebühr von G 0,02 pro Meter erhoben. 
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Übergangs- und Strafbeftimmungen 
§ 16 
Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe bis zu G 10000,— oder mit einer dieſer 
Strafen wird beſtraft: 

1. wer vorſätzlich entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes Filme oder Filmteile, die von den 
zuſtändigen Behörden nicht zugelaſſen ſind oder deren Vorführung unterſagt oder deren Zu⸗ 
laſſung widerrufen worden iſt, vorführt oder zum Zweck der öffentlichen Vorführung in Ver⸗ 
kehr bringt; 

2. wer vorſätzlich Filme, die zur Vorführung vor Kindern und Jugendlichen nicht zugelaſſen 
find (§ 5), vor Kindern oder Jugendlichen vorführt oder wer vorſätzlich Kinder oder Jugend⸗ 
liche zur Vorführung von ſolchen Filmen zuläßt; 

3. wer vorſätzlich Filme, die zur Vorführung vor beſtimmten Perſonenkreiſen oder unter an⸗ 
deren Bedingungen zugelaſſen find (8 4 Abf. 1), unter Außerachtlaſſung dieſer Beſtimmungen 
vorführt; 

4. wer vorſätzlich der Prüfſtelle einen Film, deſſen Zulaſſung bereits abgelehnt oder widerrufen 
ijt, unter wiſſentlicher Verſchweigung dieſes Umftandes vorlegt (§ 6). 

Handelt der Täter fahrläſſig, fo wird er mit Geldſtrafe bis zu G 1000,— beſtraft. 


8 17 
Mit Gelditrafe bis zu G 1000, — wird beſtraft: 
1. wer den mit der Überwachung der Lichtſpielvorführungen betrauten Amtsperſonen auf deren 
Verlangen nicht die Zulaſſungskarte vorlegt; 
2. wer vorſätzlich eine nicht genehmigte Reklame (§ 7) benutzt oder zum Zwecke der öffentlichen 
Verwendung in Verkehr bringt; 
3. wer vorſätzlich einen Film oder die dazugehörige Reklame unter einem anderen als dem 
von der Prüfſtelle genehmigten Titel ankündigt. 
Handelt der Täter fahrläſſig, jo wird er mit Geldſtrafe bis zu G 300,— beſtraft. 


§ 18 

(1) Neben der Strafe kann auf Einziehung und Anbrauchbarmachung der Gegenſtände erkannt 
werden, auch wenn die Gegenſtände dem Verurteilten nicht gehören. 

(2) Iſt die Verfolgung oder die Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht ausführbar, ſo 
kann auf Einziehung und Unbrauchbarmachung der Gegenſtände ſelbſtändig erkannt werden. 

(8) Außerdem kann, ſofern die Tat vorſätzlich begangen worden iſt, dem Verurteilten das Be⸗ 
treiben des Lichtſpielgewerbes und die Tätigkeit in dieſem bis zu 3 Monaten und bei wiederholtem 
Rückfall dauernd unterſagt werden. Wiederholter Rückfall liegt vor, wenn der Verurteilte innerhalb 
von drei Jahren vor Begehung der neuen Tat bereits zweimal wegen eines Vergehens gegen § 16 
Abj. rechtskräftig verurteilt worden iſt und die zweite Tat nach rechtskräftiger Aburteilung der erſten 
begangen hat. 
| | = § 19 

Der Senator für Volksaufklärung und Propaganda erläßt die notwendigen Vorſchriften über 
das Prüfungsverfahren. 

§ 20 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage treten alle den gleichen Gegenſtand regelnde Geſetze oder Verordnungen 
außer Kraft. 


Danzig, den 4. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Paul Batzer 


299 Vierte Verordnung 
zur Erhaltung und Vermehrung von Arheitsgelegenheiten. 
Vom 4. Dezember 1934. ; 


Auf Grund des § 1 Ziffer 44, 45, 74, 78 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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§ 1 

Für jeden auf Grund der Verordnung, betreffend die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfs⸗ 
dienſtes, vom 19. Juni 1934 (G. Bl. S. 459), abgeändert durch die Verordnung vom 19. November 
1934 (G. Bl. S. 755) zur Entlaſſung kommenden, beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten iſt mit dem 
Inkrafttreten der Entlaſſung als Erſatz ein anderer Arbeiter oder Angeſtellter Danziger Staatsange⸗ 
hörigkeit durch Vermittlung oder mit Genehmigung des Landesarbeitsamtes neu einzuſtellen. Bei den 
Neueinſtellungen iſt im beſonderen Maße der Abſchnitt VI („Beſchäftigung älterer Arbeitnehmer und 
Kriegsteilnehmer“) der Dritten Verordnung zur Erhaltung und Vermehrung von Arbeitsgelegenheiten 
vom 15. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 383) zu berückſichtigen. 


Das Landesarbeitsamt kann in beſonderen Fällen auf Antrag eine ſpätere Einſtellung oder eine 
Befreiung von der nach § 1 beſtehenden Verpflichtung zulaſſen. Der Antrag iſt mit Angabe der Gründe 
unverzüglich nach Kenntnis der bevorſtehenden Einberufung des Beſchäftigten beim Landesarbeitsamte 
zu ſtellen. Gegen die Entſcheidung des Landesarbeitsamtes iſt binnen einer Woche die Beſchwerde 
an den Senat (Abt. für Wirtſchaft und Arbeit) gegeben; der Senat entſcheidet endgültig. 


§ 3 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe oder mit 
Gefängnis beſtraft; zur Strafverfolgung iſt der Antrag des Landesarbeitsamtes notwendig. 


8 4 
Der Senat kann die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und allgemeinen Verwaltungs⸗ 
vorſchriften erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zwecks dieſer Verordnung für erforderlich 
hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


§ 5 
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Dezember d. Is. in Kraft. 


Danzig, den 4. Dezember 1984. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


300 Rechts verordnung 
zur Durchführung des Danzig⸗polniſchen Übereinkommens vom 6. 8. 1934 über den Verkehr mit 
Erzeugniſſen der Landwirtſchaft, des Gartenbaus und der Fiſcherei. 
Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 17, 68 und 89 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Die nachſtehend genannten Erzeugniſſe der Landwirtſchaft und der Fiſcherei, und zwar 
1. Milch, Sahne, Buttermilch, Magermilch, Kondensmilch, Milchpulver, Butter und Käſe; 
2. Pferde, Rinder, Kälber, Schafe, Schweine, Geflügel (Hühner, Gänſe, Enten und Puten), 
Fleiſch und Fleiſch⸗Erzeugniſſe einſchl. Schmalz; 
Fiſche und Fiſch⸗Erzeugniſſe; 
Kartoffeln; 
Brot, Brötchen und Mehl; 
Eier; 
Futtermittel (Stroh, Heu und Hädiel) 
dürfen, ſoweit ſie zum Gebrauch oder Verbrauch auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtimmt 
ſind, aus dem Gebiet der Republik Polen in das Gebiet der Freien Stadt Danzig nur mit Bewilli⸗ 
gung der zuſtändigen Danziger Stelle verbracht werden. 
Zuständig zur Erteilung der Bewilligung iſt: 
1. für Zucht⸗ und Nutzpferde, Zucht⸗ und Nutzrinder ſowie für lebendes Geflügel (Gänſe, Enten 
ſowie Kücken von Gänſen, Enten und Hühnern) die Danziger Bauernkammer; 
2. für die übrigen in Abſ. 1 genannten Erzeugniſſe der Marktbeauftragte des ng 
verbandes, der für das Erzeugnis gebildet ijt. 
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Die Bewilligung der Danziger Stelle iſt nicht erforderlich, wenn eine den zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und der Republik Polen getroffenen Vereinbarungen entſprechende Beſcheinigung vor⸗ 

liegt. 

Die in Abſ. 1 genannten Erzeugniſſe ſind bei der erſten Grenzſtelle dem Grenzbeamten ohne Auf⸗ 
forderung anzumelden. 

8 2 

Erzeugniſſe der in § 1 genannten Art, die nicht zum Gebrauch oder Verbrauch auf dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig beſtimmt ſind und aus dem Zollauslande in das Gebiet der Freien Stadt Danzig 
eingeführt oder aus dem Gebiet der Republik Polen in das Gebiet der Freien Stadt Danzig verbracht 
worden ſind, dürfen ohne Bewilligung der zuſtändigen Danziger Stelle (§ 1 Abſ. 1, 2) weder in rohem 
noch in bearbeitetem oder verarbeitetem Zuſtande dem Gebrauch oder Verbrauch auf dem Danziger 
Binnenmarkt zugeführt werden. 

Der Einführer oder Verbringer ſolcher Erzeugniſſe iſt verpflichtet, unverzüglich, ſpäteſtens binnen 
48 Stunden, nach Eingang der Ware der zuſtändigen Danziger Stelle den Eingang unter Angabe 
der Herkunft, Art, Menge ſowie des Rohgewichts und des Lagerorts der Ware anzuzeigen. 

Als Einführer oder Verbringer gilt, wer nach Eingang der Ware im Inland zur Verfügung über 
ſie im eigenen oder fremden Namen berechtigt iſt. Befindet ſich der Verfügungsberechtigte nicht im In⸗ 
land, ſo tritt an ſeine Stelle der inländiſche Empfänger. 

Der Einführer, Verbringer oder, wenn an deren Stelle der Empfänger tritt, der Empfänger haben 
auf Verlangen der zuſtändigen Danziger Stelle deren Bevollmächtigten jederzeit Auskunft zu geben 
über den Verbleib der Ware, insbeſondere über die Lagerbeſtände und Umſätze, ſowie die Beſichtigung 
ihrer Betriebe und die Einſichtnahme in ihre Geſchäftsbücher zu geſtatten, ſoweit es zur Erfüllung der 
Aufgaben des Verſorgungsverbandes erforderlich iſt. = 

Als Bevollmächtigte im Sinne des Abſ. 4 follen nur Geſchäftsführer und Angeſtellte der zuſtän⸗ 
digen Danziger Stelle oder beeidigte Bücherreviſoren, nicht aber Mitglieder eines Verſorgungsverbandes 
und deren Angeſtellte herangezogen werden; die Bevollmächtigten find verpflichtet, über die Einrich⸗ 
tungen und Geſchäftsverhältniſſe, die durch die Ausübung ihrer Befugniſſe zu ihrer Kenntnis kommen, 
Verſchwiegenheit zu beobachten und ſich der Verwertung dieſer Kenntnis zu enthalten. 


§ 3 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung: 

1. auf Erzeugniſſe, die für den perſönlichen Verbrauch oder Gebrauch der Mitglieder der beglau⸗ 
bigten diplomatiſchen Vertretungen fremder Staaten, der ausländiſchen Miſſionen ſowie der 
Perſonen, die diplomatiſche Vorrechte genießen, beſtimmt ſind; 

2. auf Tiere, die nur vorübergehend in das Gebiet der Freien Stadt Danzig eingeführt oder 
verbracht werden, ſowie auf ſolche Tiere, die nur vorübergehend aus dem Gebiet der Freien 
Stadt Danzig in das Zollausland ausgeführt oder in das Gebiet der Republik Polen ver⸗ 
bracht und in das Gebiet der Freien Stadt Danzig wieder zurückgebracht werden; 

3. auf Futtermittel, die zum Unterwegsverbrauch für Tiere mitgeführt werden, in einer der 
Zahl der Tiere und der vorausſichtlichen Reiſedauer entſprechenden Menge; 

4. auf Erzeugniſſe, die von Reiſenden zum perſönlichen Gebrauch oder Verbrauch mitgeführt 
werden und, vorbehaltlich beſtehender oder noch zu erlaſſender Vorſchriften über die Begren⸗ 
zung der mitgeführten Mengen, den Verhältniſſen des Reiſenden und dem Reiſebedarf ent⸗ 
ſprechen. 

Zu Ziff. 4: Die von Reiſenden mitgeführten Mengen unterliegen der Anmeldepflicht ge⸗ 
mäß § 1 Why. 4. 
Der Abſatz von Fiſchen und Fiſch-Erzeugniſſen aus Danziger Fängen ſowie von Käſe Danziger 
Erzeugung nach dem Gebiet der Republik Polen iſt nur mit Bewilligung des Marktbeauftragten des 
Verſorgungsverbandes, der für das pa gebildet ijt, zuläſſig. 


§ 5 
Fiſche und Fiſch⸗Erzeugniſſe, die aus dem Zollausland ſtammen und im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig zollamtlich abgefertigt worden ſind, dürfen in das Gebiet der Republik Polen nur mit Bewilli⸗ 
gung des Marktbeauftragten des Fiſchverſorgungsverbandes ausgeführt werden. Das gleiche gilt für 
Käſe mit der Maßgabe, daß für die Erteilung der Werle der Marktbeauftragte des Milchver⸗ 
ſorgungsverbandes zuſtändig iſt. 
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§ 6 
Die in der Anlage II des Danzig⸗polniſchen Übereinkommens über den Verkehr mit Erzeugniſſen 
der Landwirtſchaft, des Gartenbaus und der Fiſcherei vom 6. 8. 1934 bezeichneten Gegenſtände dürfen, 
ſoweit ſie im Rahmen der in der Anlage II feſtgeſetzten Kontingente in das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig eingeführt worden ſind, in das Gebiet der Republik Polen nicht ausgeführt werden. 


§ 7 
Vorſätzliche Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der SS 1, 2 Abſ. 1, $$ 3 bis 6 werden 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 10000 Gulden oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. Der gleichen Strafe unterliegt, wer zur Durchfuhr beſtimmte Erzeugniſſe der in $ 1 
genannten Art ohne Bewilligung der zuſtändigen Danziger Stelle (§ 1 Abſ. 2) dem Gebrauch oder 
Verbrauch auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig zuführt oder den an die Durchfuhr geknüpften 
Bedingungen vorſätzlich zuwiderhandelt. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo tritt Geldſtrafe bis zu 5000 Gulden ein. 
Neben der Strafe muß auf Einziehung der Erzeugniſſe, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, 
ſowie ſolcher Gegenſtände, die zur Täuſchung der Polizei⸗ und Zollbeamten dienen, erkannt werden, 
auch wenn dieſe Erzeugniſſe und Gegenſtände dem Täter nicht gehören. Kann keine beſtimmte Perſon 
verfolgt oder verurteilt werden, ſo iſt auf die Einziehung ſelbſtändig zu erkennen. 
§ 8 
Vorſätzliche Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des § 2 Wf. 2, 3 und 4 werden mit Gee 
fängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 5000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. 
Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo tritt Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden ein. 
§ 9 
Die Strafverfolgung der Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung tritt nur 
auf Antrag des Senats ein. Der Antrag kann zurückgenommen werden. 
§ 10 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Rechtsver⸗ 
ordnung zur Durchführung des Danzig⸗polniſchen Übereinkommens vom 6. 8. 1934 über den Verkehr 
mit Erzeugniſſen der Landwirtſchaft, des Gartenbaus und der Fiſcherei vom 20. 8. 1934 (G. Bl. S. 647) 
außer Kraft. 
Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


301 Verordnung 
betreffend Anderung der Satzung des Brot⸗ und Mehlverſorgungsverbandes der Freien Stadt Danzig 
2 (B. M. V. D.). 


Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 89 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


ö Artikel I 
1. § 3 der Satzung des Brot⸗ und Mehlverſorgungsverbandes (B. M. V. D.) vom 20. 8. 1934 
6. Bl. S. 658) erhält folgende Faſſung: 
„Mitglieder des Brot⸗ und Mehlverſorgungsverbandes ſind die Inhaber derjenigen Be⸗ 
triebe, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig ihren Sitz haben und gewerbsmäßig 
1. Mehl aus Brotgetreide herſtellen; 
2. mit Mehl handeln; 
i 3. Brot und Brötchen herſtellen; 
4. mit Brot und Brötchen handeln. 
Mitglieder ſind ferner diejenigen Betriebe, die nach dem Inkrafttreten dieſer Satzung eine 
dieſer Tätigkeiten beginnen oder nach Einſtellund oder Stillegung wieder aufnehmen. 
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Die Mitgliedſchaft endet, wenn der Betrieb dauernd eingeſtellt wird und die Einftellung dem 
Verband angezeigt iſt.“ 

2. § 7 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Dem Vorſitzenden obliegt die Durchführung der Aufgaben des Verſorgungsverbandes nach 
den Vorſchriften der Geſetze und dieſer Satzung und unter Beachtung der Weiſungen des Vor⸗ 
ſitzenden der Vereinigung Danziger Verſorgungsverbände. Er kann, wenn es aus wirtſchaftlichen 
Gründen und zur Erreichung des Zwecks des Verſorgungsverbandes unter Würdigung der Be⸗ 
lange der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls geboten erſcheint, nach Anhörung des Bei⸗ 
rats insbeſondere 

1. Grundſätze aufſtellen, in welcher Weiſe der Umfang der Ausnutzung beſtehender Mitglieder⸗ 
betriebe durch Zuteilung von Kontingenten zu regeln iſt, den Ausmahlungsſatz für Mehl 
feſtſetzen ſowie beſtimmen, in welchem Umfang die Mitgliederbetriebe Mehl für eigene Rech⸗ 
nung auf Lager zu halten haben; 

. Beitimmungen über den Erwerb und den Abſatz von Mehl, Brot und Brötchen treffen; 

. anordnen, von welcher Stelle und in welchem Umfang die Mitglieder Mehl, Brot und Bröt- 
chen zu beziehen haben, ſowie an welche Stelle und in welchem Umfang die Mitglieder Mehl, 
Brot und Brötchen zu liefern haben; 

. die Verrechnung der Bezahlung und die Lieferung von Mehl, Brot und Brötchen regeln; 

Erwerbs-, Abſatz⸗ und Mindeſtumſatzmengen für die Mitglieder feſtſetzen; 

. wirtſchaftlich angemeſſene, der allgemeinen Wirtſchaftslage und der Kaufkraft der Bevdl- 
kerung entſprechende Preiſe und Preisſpannen für Mehl, Brot und Brötchen feſtſetzen; 

7. zur Deckung der Verwaltungskoſten und ſonſtiger Aufwendungen, die zur Erfüllung der 
Aufgaben des Verſorgungsverbandes notwendig ſind, von den Mitgliedern Beiträge nach 
Maßgabe ihrer Umſätze erheben; 

8. gegen Mitglieder, die gegen Anordnungen des Vorſitzenden auf Grund dieſer Satzung ver⸗ 
ſtoßen, Ordnungsſtrafen bis 1000 Gulden im Einzelfalle feſtſetzen. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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30² Verordnung 


betreffend die vorübergehende Einſetzung eines Staatskommiſſars (Staatsbeauftragten) für die 
Käſewirtſchaft im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 


Vom 11. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 65 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 

Zur Beſeitigung eines dringenden Notſtandes wird der Marktbeauftragte des Milchverſorgungs⸗ 
verbandes der Freien Stadt Danzig und für den Fall ſeiner Behinderung deſſen Stellvertreter zum 
Staatskommiſſar für die Käſewirtſchaft beſtellt. 

Der Staatskommiſſar hat die Aufgabe, unter Wahrung der Belange der Geſamtwirtſchaft den 
Abſatz und die Verwertung der in den Käſereibetrieben lagernden Käſevorräte ſo zu regeln, daß eine 
Entlaſtung des Danziger Käſemarkts eintritt, ohne die Verſorgung der Verbraucher zu gefährden. 

Der Staatskommiſſar ijt berechtigt, alle Maßnahmen zu treffen, die zur Durchführung dieſer Auf- 
gaben erforderlich ſind; er kann insbeſondere ſelbſt oder durch Beauftragte 

1. Käſe für Rechnung des Berechtigten verkaufen und das Eigentum hieran an den Erwerber 
übertragen, wobei auf die Erzielung beſtmöglicher Preiſe und auf die Schonung der Gläubiger⸗ 
intereſſen Bedacht zu nehmen iſt; 

2. die Räume der Käſereibetriebe betreten, die Lagerbeſtände prüfen ſowie in die Geſchäfts⸗ 
bücher Einſicht nehmen, ſoweit dies zur Erfüllung ſeiner Aufgaben notwendig iſt. 

Zu allen Maßnahmen ſoll der Staatskommiſſar nach Möglichkeit einen Vertreter der Käſerei⸗ 
betriebe ſowie die Berechtigten hinzuziehen. are 


8. 
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8 2 
Die in den Käſereibetrieben lagernden Käſevorräte ſind zugunſten des Staatskommiſſars beſchlag⸗ 
nahmt. Veränderungen dürfen nur mit Zuſtimmung des Staatskommiſſars vorgenommen werden. Das 
gleiche gilt von rechtsgeſchäftlichen Verfügungen über ſie und von Verfügungen, die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erfolgen. 
Der Staatskommiſſar hat mit tunlichſter Beſchleunigung diejenigen Käſemengen, deren unverzüg⸗ 
liche Verwertung ohne Schaden für die Geſamtwirtſchaft unterbleiben kann, freizugeben. 
83 
Die Unternehmer von Käſereibetrieben find berechtigt und verpflichtet, die zur Erhaltung und 
Pflege des beſchlagnahmten Käſes erforderlichen Handlungen vorzunehmen. Sie ſind ferner verpflichtet, 
auf ihre Koſten die zur Verpackung, Verladung und Beförderung des verkauften Käſes erforderlichen 
Arbeiten vorzunehmen, ſowie den Käſe an die vom Staatskommiſſar bezeichnete Stelle zu liefern. 
§ 4 
Se Gefängnis und mit Geldjtrafe bis 100000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft: 
1. wer unbefugt beſchlagnahmte Vorräte beiſeite ſchafft, abgibt, beſchädigt, zerſtört, verarbeitet 
oder ſonſt verwendet; 
2. wer unbefugt beſchlagnahmte Vorräte verkauft, kauft oder ein anderes Veräußerungs⸗ oder 
Erwerbsgeſchäft über ſie abſchließt; 
3. wer der Verpflichtung gemäß § 3 zuwiderhandelt; 
4. wer den auf Grund des § 1 erlaſſenen Anordnungen des Staatskommiſſars zuwiderhandelt. 
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Staatskommiſſars ein. 
Der Antrag kann zurückgenommen werden. 
§ 5 
Dieje Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Den Zeitpunkt ihrer Auf⸗ 
hebung beſtimmt der Senat. 
Danzig, den 11. Dezember 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


303 Verordnung 
betreffend die Ambildung der Senatsabteilung Wirtſchaft und Arbeit der Freien Stadt Danzig. 
Vom 12. November 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 10 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel | 
(1) Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, wird die Senats⸗ 
abteilung Wirtſchaft und Arbeit der Freien Stadt Danzig einer Umbildung im Sinne des § 1 des 
Beamten⸗Ruheſtands⸗Geſetzes vom 23. 2. 1926 (G. Bl. S. 39 ff.) unterzogen. 
(2) Die näheren Anordnungen ergehen durch Beſchluß des Senats. 
Artikel U 
Als Endzeitpunkt der Umbildung gilt der 30. September 1935. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 12. November 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer v. Wnuck Huth 


304 Verordnung 
betreffend die Ambildung der Senatsabteilung für Offentliche Arbeiten und 
Arbeitsbeſchaffung der Freien Stadt Danzig. 
Vom 12. Movember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 10 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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Artikel I 


(1) Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, wird die Senats⸗ 
abteilung für Offentliche Arbeiten und Arbeitsbeſchaffung der Freien Stadt Danzig einer Umbil⸗ 


dung im Sinne des § 1 des Beamten⸗Ruheſtands⸗Geſetzes vom 23. 2. 1926 (G. Bl. S. 39 ff.) unter⸗ 
zogen. 


(2) Die näheren Anordnungen ergehen durch Beſchluß des Senats. 
Artikel II 

Als Endzeitpunkt der Umbildung gilt der 30. September 1935. 
Artikel III 

Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 12. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer v. Wnuck Huth 


305 Verordnung 
betreffend die Umbildung der Senatsabteilung für Betriebe und Verkehr der Freien Stadt Danzig. 
Vom 12. November 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 10 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
(1) Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, wird die Senats⸗ 
abteilung für Betriebe und Verkehr der Freien Stadt Danzig einer Umbildung im Sinne des § 1 
des Beamten⸗Ruheſtands⸗Geſetzes vom 23. 2. 1926 (G. Bl. S. 39 ff.) unterzogen. 
(2) Die näheren Anordnungen ergehen durch Beſchluß des Senats. 
Artikel UI 
Als Endzeitpunkt der Umbildung gilt der 30. September 1935. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 12. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer v. Wnuck Huth 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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